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Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.04.2016 1 10.05.2016 2

Umsatzsteuer 11.04.2016 3 10.05.2016 4

Ende der Schonfrist Überweisung 5 
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 6

14.04.2016 13.05.2016

08.04.2016 06.05.2016

Gewerbesteuer Entfällt 17.05.2016

Grundsteuer Entfällt 17.05.2016

Ende der Schonfrist Überweisung 5 
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 6

Entfällt 20.05.2016

Entfällt 13.05.2016

Sozialversicherung 7 27.04.2016 27.05.2016

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer 
sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Grundstückseigentümer/Mieter/
Vermieter

Vertragliche Kaufpreisaufteilung 
von Grundstück und Gebäude kann 
für die AfA-Bemessungsgrundlage 
maßgebend sein
Die Absetzung für Abnutzung (AfA) 
ist beim Kauf eines Grundstücks mit 
Gebäude nur von den auf das Gebäu-
de entfallenden Anschaffungskosten 
zulässig, weil ein Grundstück ein nicht 
abnutzbares Wirtschaftsgut ist. In der 
Praxis ergeben sich häufig Streitig-
keiten mit dem Finanzamt über die 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für 
das vorangegangene Kalendervierteljahr.

2 Für den abgelaufenen Monat.
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 
Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalen-
dervierteljahr.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung 
für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dau-
erfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervier-
teljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel-
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stich-
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein-
zugsermächtigung erteilt werden.

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.04.2016/25.05.2016) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeit-
stermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Rechtsprechung stellt hohe Anforderungen an die vollständigen Angaben der 
Lieferungs- oder Leistungsbezeichnung sowie konkrete Daten und alle gesetzlich 
geforderten Angaben bei der Rechnungserstellung. Diese müssen erfüllt sein, 
um den Vorsteuerabzug nicht zu gefährden.

Für das Gastgewerbe ist es wichtig, die Reichweite einer Schätzung nach der 
sogenannten „30/70-Methode“ einschätzen zu können.

Die Erwartungen an eine einfachere Berücksichtigung eines häuslichen Arbeits-
platzes hat der Bundesfinanzhof leider nicht erfüllt. Es bleibt bei einer engen 
Auslegung räumlicher und zeitlicher Grenzen eines häuslichen Arbeitszimmers, 
was unter anderem mit der schwierigen Überprüfbarkeit des Nutzungsumfangs 
begründet wird!

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.



Kaufpreisaufteilung von Grundstück 
und Gebäude. Während das Finanzamt 
einen möglichst hohen Grundstücks-
anteil ansetzen möchte, ist die Auffas-
sung des Steuerpflichtigen umgekehrt. 
Ist diese Aufteilung aber im notariellen 
Kaufvertrag vereinbart, ist sie auch für 
die AfA-Bemessungsgrundlage maß- 
gebend, wenn sie weder zum Schein 
vereinbart wurde noch einen Gestal-
tungsmissbrauch darstellt.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Anerkennung eines Mietverhältnis-
ses zwischen Eltern und unterhalts-
berechtigtem Kind
Eltern hatten ihrer unterhaltsberech-
tigten Tochter eine Wohnung in ihrem 
ansonsten vermieteten Haus zur Nut-
zung als Wohnung überlassen. Ein 
schriftlicher Mietvertrag wurde zwi-
schen den Parteien nicht geschlossen. 
In ihrer Einkommensteuererklärung 
beantragten die Eltern, Verluste aus 
dem bestehenden Mietverhältnis an-
zuerkennen.
 Das Finanzamt lehnte die Aner-
kennung ab, da Mietzahlungen nicht 
geflossen sind. Eine erklärte Aufrech-
nung mit einem der Tochter zustehen-
den Unterhaltsanspruch ist nicht an-
zuerkennen, da die Miete nicht in das 
Vermögen der Eltern gelangte.
 Auch das Finanzgericht Düsseldorf 
lehnte die Anerkennung des Mietver-
hältnisses ab. Nach Auffassung des 
Gerichts setzt die Anerkennung von 
Gestaltungen zwischen nahen Ange-
hörigen voraus, dass sie klar vereinbart, 
ernsthaft gewollt, tatsächlich durchge-

führt sind und inhaltlich dem zwischen 
fremden Dritten Vereinbarten entspre-
chen. Im Urteilsfall sind Mietzahlungen 
von der Tochter nicht aus einem ihr von 
den Eltern gewährten Barunterhalt 
geleistet worden. Eine Verrechnung 
zwischen gegenseitigen und fälligen 
Ansprüchen ist zwar zulässig, sie muss 
aber tatsächlich zu den jeweiligen Fäl-
ligkeitsterminen nachweisbar durchge-
führt werden. Dies gilt umso mehr, als 
die Höhe des Unterhaltsanspruchs der 
Tochter nicht im Einzelnen festgelegt 
wurde. Auch gibt es keine Vereinbarun-
gen über weitere Barunterhaltsleistun-
gen und keine Nachweise über solche 
Zahlungen.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Keine betriebliche Übung bei der 
Vergütung von Raucherpausen
Wenn ein Arbeitgeber eine bestimm-
te Verhaltensweise regelmäßig wie-
derholt, kann daraus eine betriebliche 
Übung entstehen, aus der die Arbeit-
nehmer einen Anspruch herleiten kön-
nen. Dabei ist maßgeblich, wie die 
Arbeitnehmer das Verhalten des Ar-
beitgebers unter Berücksichtigung aller 
Begleitumstände verstehen durften. 
Eine betriebliche Übung für bezahlte 
Raucherpausen, für die die Arbeitneh-
mer ihren Arbeitsplatz bisher jeder-
zeit verlassen durften, entsteht nicht, 
wenn der Arbeitgeber bisher nicht die 
genaue Häufigkeit und Dauer der je-
weiligen Pausen kannte. Denn dann 
fehlt es bereits an der regelmäßigen 
Wiederholung einer gleichförmigen 
Leistungsgewährung durch den Arbeit-
geber. Die Arbeitnehmer dürfen auch 
nicht darauf vertrauen, vom Arbeitge-
ber ohne jede Gegenleistung bezahlt 
zu werden. Das gilt erst recht dann, 
wenn die Arbeitnehmer selbst über 
Häufigkeit und Dauer der Raucherpau-
sen bestimmen können. Auch die of-
fensichtliche Ungleichbehandlung mit 
den Nichtrauchern spricht gegen einen 
Verpflichtungswillen des Arbeitgebers, 
bezahlte Raucherpausen zu gewähren.
(Quelle: Urteil des Landesarbeitsge-
richts Nürnberg)

Unternehmer

Aufstockung von Investitionsab-
zugsbeträgen
Nach der Entscheidung des Bundes-
finanzhofs, dass ein Investitionsab-
zugsbetrag aufgestockt werden kann, 
sieht sich die Finanzverwaltung veran-
lasst, die dazu ergangene Anweisung 
anzupassen. Die Aufstockung ist da-
nach innerhalb des dreijährigen Inves-
titionszeitraums bis zum gesetzlichen 
Höchstbetrag möglich. Diese Recht-
sprechung ist in allen noch offenen Fäl-
len anzuwenden.
 In der Anweisung wird zusätzlich 
erläutert, wie zu verfahren ist, wenn 
es um die Erhöhung von Investiti-
onsabzugsbeträgen geht, die in vor 
dem 01. Januar 2016 endenden Wirt-
schaftsjahren in Anspruch genommen 
wurden. Es wird Stellung bezogen zu 
den maßgebenden Betriebsgrößen-
merkmalen, dem maßgebenden In-
vestitionszeitraum, zum Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme von Erhöhungsbe-
trägen und zur Rückgängigmachung 
von nicht hinzugerechneten Investiti-
onsabzugsbeträgen. Außerdem wird 
darauf hingewiesen, dass im Jahr der 
Anschaffung oder Herstellung der be-
günstigten Investition keine Erhöhung 
von Investitionsabzugsbeträgen mög-
lich ist.

Häusliches Arbeitszimmer: Kein 
Abzug bei gemischt genutzten 
Räumen
Entgegen einiger Auflockerungsent-
scheidungen zum Aufteilungsverbot in 
verschiedenen Bereichen, auch bei der 
Arbeitszimmernutzung, hat der Große 
Senat des Bundesfinanzhofs nunmehr 
den Rückwärtsgang eingelegt. Er stellt 
klar, dass bei einem sowohl für die Ein-
künfteerzielung als auch privat genutz-
ten Raum keine sinnvolle Nutzungs- 
und in Folge Kostenaufteilung möglich 
ist. Seine Entscheidung begründet er 
zum einen mit dem allgemeinen Wort-
verständnis und zum anderen mit den 
gesetzgeberischen Motiven zur An-
knüpfung an den herkömmlichen Be-
griff des „häuslichen Arbeitszimmers“. 
Dieser setzt voraus, dass der Raum 



wie ein Büro eingerichtet ist und na-
hezu ausschließlich zur Erzielung von 
Einnahmen genutzt wird. Nahezu aus-
schließlich meint 90 % in Bezug auf die 
Fläche als auch die Zeit.
 Diese Rechtsprechung läuft dem 
zunehmenden Trend zum häuslichen 
Arbeitszimmer zuwider. Sie berücksich-
tigt Heimarbeitsplätze nicht, bei denen 
z. B. Kunststoffteile zusammengebaut 
oder Textilien zusammengenäht wer-
den und die deshalb keinen Bürocharak-
ter erfordern. Auch das Argument der 
schwierigen Überprüfung des Umfangs 
der Nutzung innerhalb der Wohnung 
des Steuerpflichtigen wirkt nicht wirk-
lich überzeugend. Verständlich ist nur  
die ablehnende Einstellung zur sog. 
Arbeitsecke am Küchentisch oder im 
Schlafzimmer, weil hier die privaten 
Wohnzwecke klar im Vordergrund ste-
hen. 

Umsatzsteuer

Vorsteuerabzug: Rückwirkung von 
Rechnungsberichtigungen
Der Vorsteuerabzug setzt voraus, dass der 
Unternehmer als Leistungsempfänger 
im Besitz einer ausgestellten Rech-
nung ist, in der alle erforderlichen An- 
gaben vollständig und richtig sind. Bei 
unrichtigen und fehlerhaften Rechnungs- 
angaben kann der Vorsteuerabzug erst 
zu dem Zeitpunkt in Anspruch genom-
men werden, in dem die Rechnung ge- 
genüber dem Rechnungs- und Leis-
tungsempfänger berichtigt worden ist.
 Höchstrichterlich noch nicht ab-
schließend geklärt ist die Frage, wel-
che Auswirkungen eine Rechnungsbe-
richtigung auf den Vorsteuerabzug des 
Leistungsempfängers hat. Ein wenig 
Klarheit verschafft ein Urteil des Finanz-
gerichts Münster: Im Einspruchsver-
fahren erfolgte Berichtigungen formell 
fehlerhafter Rechnungen berechtigen 
rückwirkend zum Vorsteuerabzug, Be-
richtigungen im Klageverfahren dage-
gen nicht mehr.
 Die bisher ungeklärten Rechtsfra-
gen zur Rückwirkung von Rechnungs-
berichtigungen wird der Bundesfinanz-
hof hoffentlich bald klären.

Verzicht auf Umsatzsteuerfreiheit 
einer Grundstückslieferung muss 
im ursprünglichen Notarvertrag 
erklärt werden
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass der Verzicht auf die Umsatzsteu-
erfreiheit einer Grundstückslieferung 
wirksam nur und ausschließlich in dem 
erstmaligen notariell beurkundeten 
Kaufvertrag, der der Grundstückslie-
ferung zugrunde liegt, erklärt werden 
kann. Ein späterer Verzicht, der in ei-
ner notariell beurkundeten Neufas-
sung, Ergänzung oder Änderung des 
Ursprungsvertrags erklärt wird, ist un-
wirksam.
 Die Option zur Umsatzsteuerpflicht 
kann sinnvoll sein, wenn andernfalls in 
Anspruch genommene Vorsteuerbeträ-
ge an das Finanzamt (anteilig) zurück-
gezahlt werden müssen. Für den Fall 
sollte im zeitlich ersten Vertrag, in dem 
sich der Grundstückseigentümer zum 
Verkauf des Grundstücks verpflichtet, 
bedingungslos auf die Umsatzsteuer-
freiheit verzichtet werden.

Anforderung an eine zum 
Vorsteuerabzug berechtigende 
Rechnung hinsichtlich Leistungs-
bezeichnung und Lieferdatum
Der Vorsteuerabzug aus einer Rech-
nung setzt voraus, dass diese die 
gesetzlich geforderten Angaben 
enthält. So muss die ausgestellte 
Rechnung u. a. die Menge und Art 
der gelieferten Gegenstände und 
das Lieferdatum enthalten.
 Aufgrund der Leistungsbezeich-
nung muss es möglich sein, die 
gelieferten Gegenstände zu identifi- 
zieren. Bei Kleidungsstücken reichen 
allgemeine Angaben wie z. B. Jacke, 
Hose, Rock oder Kleid usw. nicht aus. 
Neben Herstellerangaben oder Anga- 
ben einer Eigenmarke ist auch die 
Benennung von Größe, Farbe, Ma- 
terial oder Schnittform notwendig. 
Die Angabe des Lieferdatums ist 
auch dann erforderlich, wenn die- 
ses Datum mit dem Ausstellungsda-
tum der Rechnung übereinstimmt.
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts 
Hamburg)

Für Vorsteuerzwecke zu beachten: 
Frist zur Zuordnungsentschei- 
dung von gemischt genutzten  
Leistungen zum Unternehmen 
endet am 31. Mai
Bei gemischt genutzten Eingangsleis-
tungen ist es für den Vorsteuerabzug 
entscheidend, in welchem Umfang 
eine Zuordnung zum unternehmeri-
schen Bereich vorliegt. Nur wenn eine 
zumindest teilweise Zuordnung zum 
Unternehmensvermögen erfolgt, ist 
grundsätzlich der Vorsteuerabzug und 
in späteren Jahren gegebenenfalls ei-
ne Vorsteuerberichtigung möglich.
 Ein Unternehmer hat insbesondere 
dann bestimmte Zuordnungswahlrech-
te, wenn er einheitliche Gegenstände 
bezieht, die er teilweise unternehme-
risch und teilweise nichtunternehme-
risch zu verwenden beabsichtigt.
 Handelt es sich bei der teilweisen 
nichtunternehmerischen Verwendung 
um eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit 
im engeren Sinne (z. B. ideelle, unent- 
geltliche Tätigkeit eines Vereins) besteht 
grundsätzlich ein Aufteilungsgebot. Im 
Wege der Billigkeit ist eine Zuordnung 
im vollen Umfang zum nichtunterneh-
merischen Bereich möglich.
 Handelt es sich bei der teilweise 
nichtunternehmerischen Verwendung 
hingegen um eine unternehmensfrem-
de Tätigkeit (z. B. Entnahme für den 
privaten Bedarf des Unternehmers) hat 
der Unternehmer in der Regel folgen-
de Zuordnungswahlrechte:
�� Der Gegenstand kann insgesamt 

der unternehmerischen Tätigkeit zuge-
ordnet werden.
�� Der Unternehmer kann den Gegen-

stand in vollem Umfang in seinem nicht- 
unternehmerischen Bereich belassen.
�� Der Gegenstand kann im Umfang 

der tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) 
unternehmerischen Verwendung sei-
ner unternehmerischen Tätigkeit zuge-
ordnet werden.
 Für eine Zuordnung zum unterneh-
merischen Bereich bedarf es weiterhin 
mindestens einer 10%igen unterneh-
merischen Nutzung.
 Wichtig ist, dass eine Zuordnungs-
entscheidung zum Unternehmensver-
mögen mit endgültiger Wirkung bis 
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ßerhausverkäufe von Speisen zu schät-
zen. Zwischen Getränkeumsätzen und 
Speiseumsätzen, die außer Haus ge-
liefert werden, besteht keine Verknüp-
fung. Für die Außerhausumsätze ist 
regelmäßig das Verhältnis der Verkäufe 
im Haus zu denen außer Haus, wie es 
sich aus den Unterlagen des Gastwirts 
ergibt, zugrunde zu legen. Von diesem 
Kalkulationsergebnis sind einzelfall-
abhängige Abschläge vorzunehmen, 
wenn die Verkäufe im Haus nach der 
30/70 Methode geschätzt wurden.
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Müns- 
ter)

Sonstiges

Eltern einer minderjährig Verstor-
benen haben Anspruch auf Zugang 
zu deren Facebook-Account
Die Eltern einer minderjährig Verstorbe-
nen können als deren Erben von Face-
book die Zugangsdaten zu dem Benut-
zerkonto herausverlangen. Das hat das 
Landgericht Berlin entschieden. In dem 
der Entscheidung zugrunde liegenden 
Fall war eine 15-Jährige durch eine in 
einen Bahnhof einlaufende U-Bahn töd- 
lich verletzt worden. Die Eltern erhoff-
ten, über den Facebook-Account ihrer 
Tochter und die dort ausgetauschten 
Nachrichten und Posts mehr über den 
Tod ihrer Tochter zu erfahren und zu klä-
ren, ob es sich um einen Selbstmord 
gehandelt haben könnte. Facebook ver- 
weigerte die Herausgabe der Zugangs-
daten zu dem in einen Gedenkzustand 
versetzten Account.

 Das Gericht gab der Klage der El-
tern statt. Nach Auffassung des Ge-
richts ist der Vertrag zur Nutzung der 
Facebook-Dienste, den die Tochter ab-
geschlossen hatte, wie jeder andere 
schuldrechtliche Vertrag auf die Erben 
übergegangen. Eine unterschiedliche  
Behandlung des digitalen und des ana- 
logen Vermögens sei nicht gerecht-
fertigt. Schutzwürdige Interessen von 
 Facebook seien nicht gegeben. Eben-
so wenig stehe weder das postmortale 
Persönlichkeitsrecht der Verstorbenen 
noch das Datenschutzrecht dem An-
spruch auf Zugangsgewährung entge-
gen.

spätestens zum 31.05. des Folgejahres 
erfolgt sein muss. Die Frist gilt unab-
hängig von einer etwaigen verlänger-
ten Abgabefrist für die Steuererklärung. 
Wird die Frist versäumt, ist im Zweifel 
eine spätere Zuordnung zum Unter-
nehmensvermögen ausgeschlossen. 
Ein Vorsteuerabzug sowie gegebenen-
falls in späteren Jahren eine Korrektur 
ist nicht mehr möglich.
 Für Zuordnungen, die den Veranla-
gungszeitraum 2015 betreffen, muss 
bis zum 31.05.2016 eine Zuordnungs-
entscheidung erfolgt sein. Teilen Sie 
diese in Zweifelsfällen zur Sicherheit 
dem Finanzamt schriftlich mit. Spre-
chen Sie hierzu rechtzeitig Ihren Steu-
erberater an.
(Quelle: Bundesministerium der Finan-
zen)

Verfahrensrecht

Hinzuschätzung von Speiseumsät-
zen anhand der Getränkeumsätze 
zulässig
Ist die Kassenführung eines Restau-
rants mit so schwerwiegenden Män-
geln behaftet, dass sie nicht der Gewin-
nermittlung zugrunde gelegt werden 
kann, ist das Finanzamt zur Schätzung 
der Umsätze und Gewinne befugt. Das 
ist z. B. der Fall, wenn weder die Tages-
einnahmen täglich aufgezeichnet noch 
alle erforderlichen Unterlagen (wie die 
Programmierunterlagen für die Kasse) 
aufbewahrt werden.
 Die sog. „30/70 Methode“ stellt 
eine geeignete Schätzungsmethode 
dar. Bei dieser Methode werden die 
Speiseumsätze (70 %) anhand der Ge-
tränkeumsätze (30 %) geschätzt. Die 
Methode beruht auf dem Gedanken, 
dass in einem Speiserestaurant das 
Verhältnis zwischen den verzehrten 
Speisen und Getränken nur geringen 
Schwankungen unterliegt. Auch bei 
dieser Schätzungsmethode dürfen die 
Höchstsätze der Richtsatzsammlung 
jedoch nur überschritten werden, wenn 
weitere Anhaltspunkte für höhere Um-
sätze vorliegen.
 Die vorgenannte Schätzungsme-
thode ist allerdings nicht geeignet, Au-


